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Kiel, 22.01.2003 
Landtag Es gilt das gesprochene Wort! 

aktuell Sperrfrist: Redebeginn 

Top 4 – Entwurf eines Gesetzes zur Neufassung des Schleswig-Holsteinischen Gesetzes über das 
Ausbildungszentrum für Verwaltung: 

 

Thomas Rother: 
 
Ein Stück Modernisierung der Verwaltung 
 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf soll die Studien- und Strukturreform für die Ver-

waltungsfachhochschule, die vom wissenschaftlichen Beirat entwickelt und vom Ver-

waltungsrat gebilligt wurde, in die Tat umgesetzt werden. Dies betrifft also die Ausbil-

dung für den gehobenen Dienst im Ausbildungszentrum für Verwaltung. Die Ausbil-

dung für den mittleren Dienst – also der Verwaltungsakademie – in Bordesholm und 

Krummsee bleibt davon weitgehend unberührt. 

 

Mit der Umsetzung der Empfehlungen werden die strukturellen Voraussetzungen für 

ein Fachhochschulstudium geschaffen, das den Anforderungen modernen Verwal-

tungshandelns entspricht – dafür eben auch die Wahl der modernen Rechtsform. Das 

hat zur Folge, dass das Hochschulrecht weitgehend Anwendung findet und damit die 

Selbständigkeit der Hochschule gestärkt wird. 

 

Die Rentenversicherungsträger und die Kommunen, die dort neben dem Land ausbil-

den lassen, bleiben über das Kuratorium an allen wichtigen Angelegenheiten beteiligt. 

 

Wichtig bleibt – gerade bei dieser gemischt praktisch-theoretischen Ausbildung – eben 

die Verbindung dieser beiden Bereiche. Das, was theoretisch vermittelt wird, wird ja 

zeitnah praktisch erprobt und umgekehrt. Daher ist die paritätische Besetzung der 

Fachbereichsräte mit ausbildenden Stellen und Hochschule wichtig, und bei Stimmen-
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gleichheit soll ja die ausbildende Stelle entscheiden, die Praxis also letztlich über die 

Theorie siegen. 

 

Die gemeinsame Ausbildung von Kommunen, Rentenversicherungsträgern und Land 

einschließlich der Polizei ist eine gute und kluge Sache. Das Zusammenwirken ver-

schiedener Träger und vor allem das Kennenlernen von Studierenden aus verschiede-

nen Bereichen des öffentlichen Dienstes stärkt das Verständnis für die Arbeit des an-

deren, und das kann im künftigen Berufsleben nur von Vorteil sein. 

 

Der Gesetzentwurf ist ein wichtiges Stück Modernisierung der Verwaltung. 

Ich bitte um Überweisung in den Innen- und Rechtsausschuss. 
 


